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Brandenburg

Online-Amt kommt
In Brandenburg haben Land und Kommunen einen E-Government-Pakt geschlossen. Im 
Rahmen einer Gemeinschaftsinitiative soll ein behördenübergreifendes Verwaltungsportal 
mit Online-Angeboten für Bürger und Wirtschaft entstehen.

er Beschluss der Landes-
regierung Brandenburg 

zum Doppelhaushal t 
2005/2006 lässt keine Illusionen 
aufkommen: Haushaltskonsoli-
dierung und Konzentration auf 
das Notwendige sind auch für die 
nächsten Jahre angesagt. Die Kür-
zungen treffen sowohl das Land 
wie auch die kommunale Ebene. 
Insofern stellt sich die Frage, wie 
sich das Ziel der Gemeinschaftsini-
tiative Deutschland-Online realisie-
ren lässt, bis 2008 alle geeigneten 

Verwaltungsdienstleistungen auch 
auf elektronischem Wege anzubie-
ten. Seit vielen Jahren gibt es auf 

von Helmut Semmet

dem Gebiet des E-Government das 
kontinuierliche Gespräch zwischen 
Vertretern des Landes und der kom-
munalen Seite. Diese intensiven 
Kontakte – nicht zuletzt aber auch 
die sich abzeichnenden Handlungs-
zwänge – führten zu der Erkenntnis, 
dass die Zusammenarbeit auf ein 
neues Fundament gestellt werden 
und in die Realisierung konkreter 
Projekte münden muss.

Mit der zwischen Innenministeri-
um und den kommunalen Spitzen-

verbänden am 
31. Januar 2005 
unterzeichneten 
Vereinbarung 
„eBürgerdienste 
für  Branden-
burg“ wird ein 
solcher Rahmen 
für gemeinsame 
E-Government-
Vorhaben abge-
steckt, der nun 
s c h r i t t w e i s e 
ausgefüllt wer-
den soll. Ziel 
ist es, Doppel-

entwicklungen soweit wie möglich 
zu vermeiden und die Kosten für 
Infrastrukturmaßnahmen und für 
den Betrieb gemeinsam benötigter 
Basiskomponenten durch ein abge-
stimmtes Vorgehen zu begrenzen. 
Die für die praktische Umsetzung in 

den nächsten zwei Jahren notwen-
digen Finanzmittel konnten – trotz 
heftiger Einschnitte in vielen Berei-
chen des Sparhaushalts – durch den 
Schulterschluss mit der kommuna-
ler Ebene abgesichert werden. Dies 
eröffnet den Vertragspartnern eini-
gen Gestaltungsspielraum, zwingt 
aber zugleich auch zu Einigkeit bei 
der Umsetzung.

Die Zusammenarbeit im Rah-
men der Gemeinschaftsinitiative 
„eBürgerdienste für Brandenburg“ 
konzentriert sich im wesentlichen 
auf folgende Schwerpunkte:
• Aufbau eines gemeinsamen Ver-

waltungsportals für Land und 
kommunale Ebene,

• Bereitstellung von E-Govern-
ment-Basiskomponenten für 
Land und Kommunen,

• Umsetzung von beiderseits wich-
tigen Online-Diensten sowie

• Sicherstellung einer Infrastruk-
tur für den sicheren Datenaus-
tausch.

Mit dem Brandenburger Online 
Amt (BOA) richtet das Land ein Ver-
waltungsportal ein, das den Zugang 
zu relevanten Dienstleistungen der 
Landes- und Kommunalverwaltun-
gen bündeln soll. Informationen 
über öffentliche Dienstleistungen 
sind heute bereits an vielen Stellen 
vorhanden, meist aber verborgen 
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Brandenburg: Kommunen und Land ziehen an einem Strang.*

* v.l.n.r: Karl-Ludwig Böttcher, Städte- 
und Gemeindebund, Innenminister Jörg 
Schönbohm, Paul-Peter Humpert, Land-
kreistag.
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auf unterschiedlichen Ebenen der 
zahlreich angebotenen Portale.Sie zu 
finden ist das Kunststück. Dienstleis-
tungen der öffentlichen Verwaltung 
zu beschreiben und den Nutzer über 
eine geeignete Navigation zu den zu-
ständigen Verwaltungsstrukturen zu 
führen, wird eine wichtige Aufgabe 
sein. Darüber hinaus wird BOA ge-
meinsame Basiskomponenten für die 
Realisierung von Online-Diensten 
enthalten. Der Beitritt des Landes 
Brandenburg zum Governikus-Pfle-
gevertrag war ein erster Schritt. Der-
zeit wird der Aufbau einer virtuellen 
Poststelle sowie eines Formularser-
vices ausgeschrieben.

Ein weiteres Ziel der Vereinba-
rung ist die gemeinsame Realisie-
rung von Online-Diensten und ihre 
Einbindung in BOA. Ein Beispiel 
dafür ist das Projekt Meldedaten 
Online. Dies ist ein Vorhaben, das 
für viele andere Modernisierungs-
maßnahmen wichtig ist. Geplant ist 
der Aufbau einer zentralen elektro-
nischen Meldedatenauskunft für das 
Land Brandenburg bis Ende 2006. 
Dies wird die bisher aufwändige Re-
cherche über die 197 Meldestellen 
des Landes erheblich vereinfachen. 
Ergänzend dazu werden Berlin und 
Brandenburg eine gemeinsame 
Clearingstelle für die elektronische 
Rückmeldung zwischen den Melde-
stellen der Länder aufbauen.

Die schrittweise Umsetzung und 
Einbindung von weiteren Modell-
verfahren für Online-Dienste der 
kommunalen Ebene in BOA soll in 
den Jahren 2006 bis 2008 erfolgen. 
Nach dem Prinzip „Einer-für-Alle“ 
will das Land hier die interkom-
munale Zusammenarbeit fördern, 
ohne dabei „das Rad noch einmal 
erfinden“ zu wollen. Gute Lösungen 
der eigenen Kommunen oder aus 

anderen Ländern sollen hierbei mit 
Priorität auf ihre Eignung für BOA 
geprüft werden.

Ein ebenso wichtiger Baustein der 
Zusammenarbeit ist der sichere und 
effektive Datenaustausch. Das gilt 
sowohl zwischen Land und Kommu-
nen als auch für den interkommuna-
len Bereich selbst. Alle Anwendun-
gen zwischen Dienststellen des 
Landes und der Kommunen werden 
bereits heute über Kopfstellen in 
den Landkreisen beziehungsweise 
den kreisfreien Städten geführt. 
Damit haben die kommunalen An-
sprechpartner die Steuerung ihrer 
Kommunikationsverbindungen 
selbst in der Hand. Derzeit wird ge-
prüft, wie durch geeignete Nutzung 
des Landesverwaltungsnetzes auch 
günstige Rahmenbedingungen für 
die interkommunale Vernetzung 
geschaffen werden können.

Land und Kommunen haben sich 
Einiges vorgenommen. Gemeinsam 
besteht die Überzeugung, dass 
sich die Herausforderungen des 
E-Government letztlich nur durch 
einen engen Schulterschluss über 
die Verwaltungsebenen hinweg 
lösen lassen. Die Realität zeigt, 
dass kleinere Kommunen allein die 
Aufgabe schon heute meist nicht 
lösen können. Selbst Landkreise 
und große Städte sind zunehmend 
auf Kooperation angewiesen. Die 
Umsetzung gelingt nur, wenn sich 
möglichst viele Kommunen aktiv in 
die Kooperation einbringen. Hierfür 
sind die Rahmenbedingungen nicht 
schlecht: Knappe Kassen motivieren 
zur Zusammenarbeit.

Helmut Semmet ist im Ministerium des 
Innern (MI) des Landes Brandenburg als 
Referatsleiter und E-Government-Beauf-
tragter des Innenministeriums tätig.
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